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Abstract

I.
Vorüberlegung: Unterscheidungen

1.
Einwände gegen die Zulässigkeit einer verbrauchenden Embryonenforschung lassen sich in zwei unterschiedlichen Perspektiven formulieren: im Hinblick auf schützenswerte Belange des Embryos selbst und im Hinblick auf solche der Allgemeinheit. Zwischen beiden gibt es ein normatives Rangverhältnis: Zuerst muß der Schutzstatus des Embryos geklärt werden. Denn er könnte ein kategorisches Verbot jeder verbrauchenden Forschung erzwingen. Damit wären weitere Erwägungen mit Blick auf die Gesellschaft überflüssig oder gegenstandslos.

2.
Zwei Normquellen kommen in Frage: Recht und Ethik. Auch hier gibt es ein Rang​verhältnis: Zu klären ist vorrangig die Rechtslage. Denn wenn der Lebensschutz des Embryos von den fundamentalen Artikeln der Verfassung (Art. 1, Menschenwürdeschutz, und Art. 2, Recht auf Leben) erzwungen würde, so geriete jede ethische Reflexion in den Status eines Glasperlenspiels: Diese Artikel sind änderungsfest; abweichende Forderungen wären irreal.

II.
Recht

Die rechliche Analyse zeigt auf der Ebene des einfachen Gesetzes, im Embryonenschutz​gesetz (ESchG) von 1991, ein Verbot jeder Zerstörung von extrakorporalen Embryonen. Der Text des Grundgesetzes dagegen enthält ein solches Verbot nicht. Einzige mögliche Quelle für den Grundrechtsstatus des Embryos sind daher die beiden Entscheidungen des Bundes​verfassungsgericht (BVerfG) zur Abtreibung (1975 und 1993). In beiden wird ein Lebens- und Würdegrundrecht des Embryos postuliert (weswegen sog. „beratene“ Abtreibungen rechtswidrig bleiben müßten). Gleichwohl existiert es im geltenden Recht nicht. Die Entschei​dung von 1993 enthält einen selbstdestruktiven Widerspruch. In seiner Folge werden „beratene“ Abtreibungen von allen an der Rechtsverwirklichung in dieser Gesellschaft beteiligten Instanzen als rechtmäßig behandelt. Damit sind sie es. Wie sie genannt werden, ist dafür ohne Belang. Ein Grundrecht auf Leben und Würde des Embryos ist daher de lege lata ausgeschlossen.

Die rechtliche Analyse ergibt somit eine verfassungsrechtliche tabula rasa und ein Verbot auf der Ebene des einfachen Gesetzes. Da das letztere geändert werden kann, stellt sich die ethische Frage, ob es dies sollte.

III.
Ethik

1.
Im Hinblick auf den Embryo selbst lassen sich vier mögliche Argumente zur Begründung eines (ethischen) Schutzstatus für Leben und Würde formulieren. Ich nenne sie Spezies-, Kontinuums-, Potentialitäts- und Identitätsargument.

Keines dieser Argumente kann das ethische Postulat eines embryonalen Grundrechts auf Leben und Würde begründen. Meine Analyse unterscheidet drei Fundamente für moralische Pflichten und für die ihnen korrespondierenden Rechte anderer:

· Verletzungsverbote – korrespondierend mit genuin subjektiven Rechten;

· Solidaritätspflichten – korrespondierend mit lediglich objektiven, prinzipiell abwägbaren Schutzpositionen;

· Normenschutz – mit der möglichen Folge einer Zuschreibung subjektiver Rechte.

Das Ergebnis der Analyse: Embryonenschutz ist Solidaritätspflicht (nicht Verletzungsverbot); Normschutzerwägungen machen die Zuschreibung subjektiver Rechte für Embyronen nicht plausibel; Solidaritätspflichten sind abwägbar; die Wünsche prospektiver Eltern nach einem gesunden Kind (Präimplantationsdiagnostik) und die therapeutischen Chancen der Stammzell​forschung überwiegen unsere Solidaritätspflichten gegenüber frühen Embryonen deutlich. 

2.
Belange der Allgemeinheit stehen diesem Ergebnis nicht mit überwiegendem Gewicht entgegen. Die gegenteiligen Behauptungen sind schon in ihren empirischen Prognosen wenig plausibel. Und ethisch ist es unzulässig, wegen des entfernten Riskos unerwünschter sozialer Nebenwirkungen (die jederzeit korrigierbar wären) moralisch gebotene Hauptwirkungen vollständig und von Anfang an zu blockieren.
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